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Einkaufsbedingungen (Stand 2018)  

  
1. Allgemeines 

Unsere Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich; entgegenstehende 

oder von unseren Einkaufsbedingungen abweichende Allgemeine 

Geschäftsbedingungen des Lieferanten erkennen wir nur insoweit an, 

als wir ihnen ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. Die Annahme 

von Waren bzw. Leistungen des Lieferanten oder deren Bezahlung 

bedeutet keine Zustimmung, selbst wenn die Annahme oder Bezahlung 

in Kenntnis entgegenstehender und ergänzender Vertragsbedingungen 

des Lieferanten erfolgt. Gleichermaßen werden etwaige früher 

vereinbarte, diesen Einkaufsbedingungen entgegenstehende oder sie 

ergänzende Vertragsbedingungen des Lieferanten nicht länger 

anerkannt.  
 
2. Vertragsschluss und Vertragsänderungen 
Bestellungen, Abschlüsse und Lieferabrufe sowie ihre Änderungen und 
Ergänzungen bedürfen der Schriftform.  
Mündliche Vereinbarung jeder Art - einschließlich nachträglicher 
Änderungen und Ergänzungen unserer Einkaufsbedingungen - 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Bestätigung durch uns.  
Die Schriftform wird auch durch Telefax, Datenfernübertragung oder 
E-Mail erfüllt.  
Nimmt der Lieferant die Bestellung nicht innerhalb von zwei Wochen 
seit Zugang an, so sind wir zum Widerruf berechtigt.  
 
3. Lieferung 
Vereinbarte Termine und Fristen sind verbindlich. Maßgebend für die 
Einhaltung des Liefertermins oder der Lieferfrist ist Eingang der Ware 
bei uns. Hat der Lieferant die Aufstellung oder die Montage 
übernommen, trägt der Lieferant alle erforderlichen Aufwendungen, wie 
beispielsweise Reisekosten, Bereitstellung des Werkzeuges sowie 
Auslösungen.  
Werden vereinbarte Termine nicht eingehalten, so gelten die 
gesetzlichen Vorschriften. Sieht der Lieferant Schwierigkeiten 
hinsichtlich der Fertigung, der Einhaltung des Liefertermins oder 
ähnliche Umstände voraus, die ihn an der termingerechten Lieferung 
oder an der Lieferung in der vereinbarten Qualität hindern könnten, hat 
der Lieferant unverzüglich unsere bestellende Abteilung zu 
benachrichtigen.  
Die vorbehaltslose Annahme der verspäteten Lieferung oder Leistung 
enthält kein Verzicht auf die uns wegen der verspäteten Lieferung und 
Leistung zustehenden Ersatzansprüche, dies gilt bis zur vollständigen 
Zahlung des von uns geschuldeten Entgelts für die Betroffene Lieferung 
oder Leistung.  
Teillieferungen sind grundsätzlich unzulässig, es sei denn wir haben 
ihnen ausdrücklich zugestimmt oder sie sind uns zumutbar.  
 
4. Preisstellung und Gefahrübergang 
Ist keine besondere Vereinbarung getroffen, verstehen sich die Preise 
einschließlich Verpackung. Der Lieferant trägt die Sachgefahr bis zur 
Annahme der Ware durch uns oder unseren Beauftragten an dem Ort, 
an dem die Ware auftragsgemäß zu liefern ist.  
 
5. Zahlungsbedingungen 
Sofern keine besondere Vereinbarung getroffen ist, erfolgt die 
Begleichung der Rechnung entweder innerhalb 8 Tagen unter Abzug 
von 3% Skonto oder innerhalb 30 Tagen ohne Abzug ab Fälligkeit der 
Entgeltforderung und Eingang sowohl der Rechnung als auch der Ware 
bzw. Erbringung der Leistung. Die Zahlung erfolgt unter Vorbehalt der 
Rechnungsprüfung. 
 
6. Mängelanzeige 
Bei Werkeingang findet eine Untersuchung der Ware durch uns nur im 
Hinblick auf offenkundige Schäden, insbesondere Transportschäden, 
Identitäts- und Qualitätsabweichung der Lieferung statt.  
Mängel werden von uns unverzüglich nach Entdeckung gerügt.  
Der Lieferant verzichtet insoweit auf den Einwand der verspäteten 
Mängelrüge.  
 
7. Mängelansprüche 
Die gesetzlichen Bestimmungen zur Sach­ und Rechtsmängeln finden 
Anwendung, soweit nicht nachfolgend etwas anderes geregelt ist.  
Das Recht, die Art der Nacherfüllung zu wählen, steht uns zu. Der 
Lieferant kann die von uns gewählte Art der Nacherfüllung verweigern, 
wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten möglich ist.  
Sollte der Lieferant nicht unverzüglich nach unserer Aufforderung zur 
Mängelbeseitigung mit der Beseitigung des Mangels beginnen, so steht 
uns in dringenden Fällen insbesondere zur Abwehr von akuten 
Gefahren oder Vermeidung größerer Schäden das Recht zu, diese auf  
Kosten des Lieferanten selbst vorzunehmen oder von dritter Seite 
vornehmen zu lassen.  
 

 
 
Mängelansprüche verjähren - außer in Fällen der Arglist - in drei 
Jahren, es sei denn, die Sache ist entsprechend ihrer üblichen 
Verwendung für ein Bauwerk verwendet worden und hat dessen 
Mangelhaftigkeit verursachte  
Verjährungsfrist beginnt mit Ablieferung des Vertragsgegenstandes 
(Gefahrübergang). Erfüllt der Lieferant seine 
Nacherfüllungsverpflichtung durch Ersatzlieferung, so beginnt für die als 
Ersatz gelieferte Ware nach deren Ablieferung die Verjährungsfrist neu 
zu laufen, es sei denn, der Lieferant hat sich bei der Nacherfüllung 
ausdrücklich und zutreffend vorbehalten, die Ersatzlieferung nur aus 
Kulanz, zur Vermeidung von Streitigkeiten oder im Interesse des 
Fortbestandes der Lieferbeziehungen vorzunehmen.  
Entstehen uns infolge der mangelhaften Lieferung des 
Vertragsgegenstands Kosten, insbesondere Transporte-, Wege-, 
Arbeits-, Einbauten-, Ausbau- oder Materialkosten oder Kosten für eine 
den üblichen Umfang übersteigende  
Eingangskontrolle, so hat der Lieferant diese Kosten zu tragen.  
Der Lieferant hat das Verschulden seiner Unterlieferanten wie eigenes 
Verschulden zu vertreten.  
 
8. Produkthaftung und Rückruf 
Für den Fall, dass wir aufgrund der Produkthaftung in Anspruch 
genommen werden, ist Lieferant verpflichtet, uns von derartigen 
Ansprüchen freizustellen, sofern und soweit der Schaden durch einen 
Fehler des vom Lieferanten gelieferten Vertragsgegenstandes 
verursacht worden ist. In den Fällen verschuldensunabhängiger 
Haftung gilt dies jedoch nur dann, wenn den Lieferanten ein 
Verschulden trifft. Sofern die Schadensursache im 
Verantwortungsbereich des Lieferanten liegt, muss er nachweisen, 
dass ihn kein Verschulden trifft. Der Lieferant übernimmt in diesen 
Fällen alle Kosten und Aufwendungen, einschließlich der Kosten einer 
etwaigen Rechtverfolgung.  
Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen.  
 
9. Rücktritts- und Kündigungsrechte 
Wir sind über die gesetzlichen Rücktrittsrechte hinaus zum Rücktritt 
vom Vertrag berechtigt, wenn eine wesentliche Verschlechterung der 
Vermögensverhältnisse des Lieferanten eintritt oder einzutreten droht 
und hierdurch die Erfüllung einer Lieferverpflichtung gegenüber uns 
gefährdet ist.  
Wir sind weiter zum Rücktritt vom Vertrag berechtigen, wenn beim 
Lieferanten der Tatbestand der Zahlungsunfähigkeit eintritt, der 
Lieferant seine Zahlungen einstellt, beim Lieferant der Tatbestand der 
drohenden Zahlungsunfähigkeit gemäß § 18 lnsO eintritt oder sich eine 
Überschuldung des Lieferanten abzeichnet, vom Lieferanten über das 
Vermögen oder den Betrieb des Lieferanten die Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens oder eines vergleichbaren Verfahrens zur 
Schuldenbereinigung beantragt wird oder wenn die Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Lieferanten mangels 
Masse abgewiesen wird.  
Sofern wir aufgrund der vorstehenden vertraglichen Rücktritts- bzw. 
Kündigungsrechte vom Vertrag zurücktreten oder ihn kündigen, hat der 
Lieferant die uns hierdurch entstehenden Schäden zu ersetzen, es sei 
denn, er hat die Entstehung der Rücktritts- bzw. Kündigungsrechte nicht 
zu vertreten.  
Gesetzliche Rechte und Ansprüche werden durch die in dieser Ziffer 
enthaltenen Regelungen nicht eingeschränkt.  
 
10. Erfüllungsort 
Erfüllungsort ist derjenige Ort, an dem die Ware auftragsgemäß zu 
liefern bzw. an dem die Leistung zu erbringen ist. 
 
11. Allgemeine Bestimmungen 
Sollte eine Bestimmung dieser Bedingungen und der getroffenen 
weiteren Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so wird dadurch 
die Gültigkeit der Bedingungen im Übrigen nicht berührt. Die 
Vertragspartner sind verpflichtet, die unwirksame Bestimmung durch 
eine ihr im wirtschaftlichen Erfolg möglichst gleichkommende Regelung 
zu ersetzen. Für die vertraglichen Beziehungen gilt ausschließlich 
deutsches Recht unter Ausschluss des Kollisionsrechts und des 
UN-Kaufrechts.  
Gerichtsstand bei allen Rechtsstreitigkeiten, die sich mittelbar oder 
unmittelbar aus den Vertragsverhältnissen ergeben, denen diese 
Einkaufsbedingungen zugrunde liegen, ist Offenburg. Für Verfahren vor 
den Amtsgerichten ist das Amtsgericht Offenburg zuständig. Wir sind 
weiter berechtigt, den Lieferanten nach unserer Wahl am Gericht seines 
Sitzes oder seiner Niederlassung oder am Gericht des Erfüllungsortes 
zu verklagen. 
 


